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Napoleon in Deutschland 1807-1813

Pro                                                                          Contra

Gesellschaftlicher Fortschritt                            Nationale Unterdrückung

-Einschränkung Kleinstaaterei                         - Fremdherrschaft/Belastungen

-Einführung des bürgl. Rechts                         - Rheinbund / Büdnispflichten

-Beschränkung der Grundherren                    - Rückgang des Handels (Kontinentalsperre)

                                                     

       - Behinderung der Entwicklung zum Nationalstaat

=> Regierung führen Reformen aus:

Rheinbundstaaten:                                                     Preußen:

- Beseitigung Vorrechte Adel                                   - Beseitigung der Erbuntertänigkeit

- Aufhebung Zunftzwang

               - Selbstverwaltung der Städte 

- Aufhebung der Frondienste und Abgaben          - Einführung der Gewerbefreiheit

- Einführung des Code Napoleon                            - Bildungsreform

                                                                                      - Judenemanzipation
Wiener Kongress 1814/1815

Ziele:

Legitimität:  von Gott abgeleitete Herrschaft

Solidarität: gemeinsames Vorgehen gegen Reaktionen

Restauration: Wiederherstellung der alten Ordnung

Restauration und Vormärz

Bürger fordern Freiheit und Einheit:

Grundrechte, Gleichberechtigung (Adel+Bürger), Mitbestimmungsrechte durch Parlament, deutscher Nationalstaat
=> Wartburgfest (1817) 500 Studis + Profs.

  -> Reaktionen durch Regierungen:

     Fürsten gewähren einige Freiheiten (können aber einschränken), Rang des Adels wird verteidigt,

     Herrscher wollen Macht nicht einschränken lassen, Einzelstaaten bleiben bestehen

=> 1819 Karlsbader Beschlüsse (Verbote, Zensur etc.)

=> 1819 Kotzebue ermordet 

=> 1820 liberale Verfassung tritt in BW, B, S und Weimar in Kraft

=> 1830 Julirevolution in F 

    Deutschland zw. 1830-1848

        - Entwicklung durch Kleinstaaten gestört

        - Keine Parlamente und Verfassungen

        - wachsende Bevölkerung -> sozialer Umbruch       

=> 1832 Demo in Neustadt (Einheit, Freiheit), auf erwachtes Nationalbewusstsein zurückzuführen

=> 1833 Hambacher Fest (Massenbewegung)

=> 1848 Märzrevolution:

Frankreich Vorbild, Hungersnot und Wirtschaftskrise Auslöser, gewaltsame Forderung Aufhebung    Zehnt und Frondienste

-> Forderungen z.T. durch Märzminister erfüllt

=> Rev. in Wien: Kanzler dankt ab, Kaiser gibt: Pressefreiheit, Nationalgarde(Aufbau), Verfassung, Aufhebung Abgaben

=> Rev. in Berlin -> Nationalversammlung in Frankfurt
Gründe der Revolution:
- Wollen Einheit sein (keine Kleinstaaten): Maßeinheiten, Behinderung Entwicklung, Missernte(1846)
                                                                             ->Hungersnot(1847)

- Freiheit (gegen Adel + Unterdrückung): Keine Parlamente und Verfassungen in wicht. Staaten,
                                                                          Wirtschaftskrise (1847)
Wachsende Erträge 1. Hälfte 19. Jhd. durch:
- Zuckerrübenanbau

- Aufhebung Leibeigenschaft

- Gutsbesitzer bekommen Land (Preuß. Reformen)

- Modernisierung Arbeitsgeräte 

- Kunstdünger

=> Versorgung der wachsenden Bev. + Export

Bundestag:

· Zusammen mit Bundesrat gesetzgebende Gewalt

· Wahlen

· Wahl des Bundeskanzlers

· Mitwirkung bei Wahl des Bundespräsidenten

· Gesetzgebung

· Beratung in Ausschüssen

· Debatten im Plenum

· Beschlussfassung

· Kontrollfunktion

· konstruktives Misstrauensvotum -> Abwahl  Kanzler

· Untersuchungsausschlüsse

· Anfragen

Bundesrat:

· Vetorecht bei Zustimmungsgesetzen

· Überstimmbares Einspruchsrecht bei allen anderen Gesetzen

Bundesregierung(exekutive) =Bundeskanzler & Bundesminister

· Verwaltung und Gestaltung von Gesetzen

· Bundeskanzler 

· Starke Stellung im Kabinett

· Bestimmt Richtlinien der Politik

· Kann Parlament auflösen ( Vertrauensfrage )

· Muss Rücksicht nehmen auf  1. Forderung des Koalitionspartners

                                                                       2. Ansprüche von Fraktion und Partei

